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Übereinkommen

m. E. meines Erachtens
MPI Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht
NJW Neue Juristische Wochenzeitschrift
NJW-RR Neue Juristische Wochenzeitschrift-Rechtsprechungs-Report
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
RabelsZ Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Privatrecht
RIW Recht der Internationalen Wirtschaft
u. U. unter Umständen
VerfO-EuGH Verfahrensordnung des Europäischen Gerichtshofes
vgl. vergleiche
WBl. Wirtschaftsrechtliche Blätter
WM Wertpapiermitteilungen
YPIL Yearbook for Private International Law
z. B. zum Beispiel
ZEuP Zeitschrift für europäisches Privatrecht
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ZeuS Zeitschrift für europarechtliche Studien
ZPO Zivilprozessordnung
ZustG Zustimmungsgesetz zum EVÜ
ZZP Zeitschrift für Zivilprozess
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Einleitung

I. Entwicklung des europäischen Kollisions-
und Verfahrensrechts

Seit dem Mittelalter bis zum Ende des späten 18. Jahrhunderts galt das IPR – trotz
der verschiedenen nationalen Schulen – im Prinzip als gemeinsames europäisches
Recht (ius commune). Mit dem Entstehen der Nationalstaaten im 19. Jahrhundert trat
eine zunehmende Nationalisierung des IPR ein.1 Die Nationalstaaten brachten je-
weils ihre eigenen Zivilgesetzbücher hervor und das IPR wurde als Zweig des na-
tionalen Rechts behandelt, sodass das „Bewusstsein vormaliger Gemeinsamkeiten“
bald verschwunden war.2

Dieses kam erst nach der Gründung der Europäischen Gemeinschaft wieder auf.
Im Zuge der fortschreitenden Verwirklichung des gemeinsamen Marktes wurde das
bis dahin uneinheitliche Kollisions- und Verfahrensrecht der Mitgliedstaaten teil-
weise mittels völkerrechtlicher Übereinkommen vereinheitlicht. Zu nennen sind an
dieser Stelle für den Bereich der vertraglichen Schuldverhältnisse das Europäische
Vertragsübereinkommen EVÜ3 und für das Anerkennungs- und Vollstreckungsrecht
in Zivil- und Handelssachen, das EuGVÜ4. Ansonsten blieb es jedoch im Bereich des
IPR, von vereinzeltem Richtlinienkollisionsrecht abgesehen, überwiegend bei den
unterschiedlichen, nationalen Regelungen.

Mit Inkrafttreten des Vertrages von Maastricht wurde die „justizielle Zusam-
menarbeit in Zivilsachen“ ein Bestandteil der europäischen Zusammenarbeit in den
Bereichen „Justiz und Inneres“, der „dritten Säule“ des EUV.

Erst mit Verabschiedung des Amsterdamer Vertrages im Jahr 1997, in dem die
„justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen“ von der dritten in die erste Säule
überführt und mithin „vergemeinschaftet“ wurde, wurde der Gemeinschaft die
umfassende Kompetenz zur Angleichung des mitgliedstaatlichen Kollisons- und
Verfahrensrechts verliehen. Art. 65 EGV sah nun die Möglichkeit vor, mittels Ver-
ordnungen und Richtlinien unionsweit einheitliche Regelungen zu schaffen.

1 Kropholler, Internationales Privatrecht, S. 14.
2 Wiedmann/Gebauer, in: Zivilrecht unter europäischem Einfluss, S. 5.
3 BGBl. 1991 II, S. 871.
4 BGBl. 1972 II, S. 774.



Auf dieser Grundlage erließ der Unionsgesetzgeber zahlreiche Verordnungen, so
auch die Brüssel I-VO5 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, die Rom I-Ver-
ordnung6 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anwendbare Recht und die
Rom II-Verordnung7 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwen-
dende Recht. Als weitere Verordnung ist am 21.6.2012 die Rom III-VO8 zum eu-
ropäischen Ehescheidungsrecht in Kraft getreten. Die Vereinheitlichung des euro-
päischen Erbkollisions- und Verfahrensrechts soll mit der am 4. Juli 2012 verab-
schiedeten Rom IV-VO9 erreicht werden. Diese wird am 17. August 2015 in Kraft
treten. Zudem soll die Brüssel I-VO vor dem Hintergrund der Weiterentwicklung des
europäischen Rechtsraumes neu gefasst werden. Nach dem Verordnungsvorschlag10,
soll u. a. das Exequaturverfahren für die gegenseitige Anerkennung von Entschei-
dungen in der EU abgeschafft werden. Damit zeigt sich deutlich die Tendenz zur
Europäisierung des internationalen Privat- und Verfahrensrechts sowie seine
Funktion als „Instrument der Europäischen Intergration“.11

Mit Inkrafttreten der Rom-Verordnungen ist das gesamte Obligationenrecht auf
europäischer Ebene kollisionsrechtlich vereinheitlicht.

Ergänzt werden die beiden Verordnungen durch ihre prozessrechtliche
„Schwester-Verordnung“, die Brüssel I-VO. Zusammen bilden die drei Verord-
nungen ein in sich geschlossenes System zur Bestimmung des auf internationale
Schuldverhältnisse anwendbaren, europäischen Privat- und Verfahrensrechts.

Die Existenz eines zusammenhängenden europäischen Privat- und Verfahrens-
rechts für internationale Schuldverhältnisse allein garantiert jedoch noch nicht
dessen einheitliche Anwendung in allen EU-Mitgliedstaaten.12 Vielmehr treten
verstärkt Kohärenzfragen im Verhältnis der europäischen Rechtsakte zueinander

5 (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit
und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen,
ABl. EG 2001 Nr. L 12, S. 1, in Kraft seit dem 1. 3.2002.

6 (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 über
das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht, ABl. EU 2008 Nr. L 177, S. 6, in
Kraft seit dem 17. 12. 2009.

7 (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 über das
auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht, ABl. EU 2007 Nr. L 199, S. 40,
in Kraft seit dem 11. 01.2009.

8 ABl. EU 2010 Nr. L 343, S. 10 ff.
9 Verordnung (EU) Nr. 650/2012 des europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli

2012 über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung und Vollstreckung
von Entscheidungen und die Annahme und Vollstreckung öffentlicher Urkunden in Erbsachen
sowie zur Einführung eines Europäischen Nachlasszeugnisses, ABl. EU 2012, Nr. L 201,
S. 107.

10 KOM (2010) 748 endg.
11 Reichelt, in: Europäisches Gemeinschaftsrecht und IPR, S. 5.
12 Reiher, Der Vertragsbegriff im europäischen Internationalen Privatrecht, S. 20.

Einleitung22

http://www.duncker-humblot.de


auf.13 Es stellt sich die Frage, ob die Verordnungen voneinander zu trennende
Unionsrechtsakte sind oder ob eine Einheit zwischen ihnen anzunehmen ist. Dabei
gilt es zu klären, ob identische Begriffe identisch auszulegen sind und damit Wer-
tungswidersprüche über eine einheitliche Auslegung der Systembegriffe in den
Verordnungen gelöst werden können.

II. Gang der Darstellung

Die Untersuchung beginnt im ersten Kapitel mit der Darlegung eines Ausle-
gungszusammenhangs zwischen den Vorläuferübereinkommen der Rom I- und
Brüssel I-Verordnung, dem EVÜ und EuGVÜ. Nachdem Entstehungsgeschichte und
Hintergründe der Übereinkommen kurz dargestellt werden, wird auf den Mei-
nungsstand in Literatur und Rechtsprechung zur einheitlichen Auslegung beider
Übereinkommen eingegangen. Im Anschluss wird die Frage nach einer Übertrag-
barkeit der zur einheitlichen Auslegung der Übereinkommen entwickelten Grund-
sätze auf die Rom I- und Brüssel I-Verordnung erörtert.

Das zweite Kapitel befasst sich mit der Auslegungszuständigkeit des EuGH für
die Verordnungen. Zunächst werden Funktion und Bedeutung des Vorabentschei-
dungsverfahrens nach Art. 267 AEUV dargestellt. Sodann werden die Vorlagepflicht
letztinstanzlicher mitgliedstaatlicher Gerichte und bestimmte Ausnahmen hiervon
(acte éclairé, gesichterte Rechtsprechung, acte claire) erörtert. Dabei wird auch der
Frage nachgegangen, welche Möglichkeiten bei einer Verletzung der Vorlagepflicht
durch nationale Gerichte bestehen und inwieweit der EuGH ein Vorlageersuchen
ablehnen kann. Zuletzt wird auf die Vorlageberechtigung unterinstanzlicher Gerichte
der Mitgliedstaaten eingegangen.

Das dritte Kapitel beschäftigt sich mit dem Grad der Bindungswirkung von EuGH
Urteilen im Rahmen des Vorabentscheidungsverfahrens. Als Vorüberlegung wird die
unterschiedliche Bindungswirkung höchstrichterlicher Urteile in den Mitgliedstaa-
ten Deutschland und Großbritannien dargestellt. Anschließend folgt eine Untersu-
chung der Bindungswirkung von Vorabentscheidungen des EuGH gegenüber dem
vorlegenden Gericht und gegenüber nicht zur Vorlage verpflichteten, unterinstanz-
lichen Gerichten.

Das vierte Kapitel handelt von den für die Verordnungen relevanten Ausle-
gungsmethoden im europäischen Recht. Grundsätzlich gilt auch auf europäischer
Ebene der klassische Auslegungskanon, jedoch sind die europäischen Besonder-
heiten angemessen zu berücksichtigen. In diesem Zusammenhang wird näher auf die
autonome und die verordnungsübergreifende Auslegung eingegangen.

13 Gebauer, in: Vollharmonisierung im Privatrecht, S. 163 (169).
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